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Anlass des Auskunftsersuchens gem. § 29 Abs. 1 BbgKVerf.: 

 

Mit einem Beschluss vom 5.05.2021 hat sich die Stadtverordnetenversammlung für die Einführung 
eines Grundrechts auf Wohnen in das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und in die 
brandenburgische Landesverfassung ausgesprochen. Zudem wurde der Oberbürgermeister 
aufgefordert, dieses Anliegen im Rahmen des Städte-und Gemeindebundes und des Deutschen 
Städtetages zu vertreten. Außerdem wurden die Bundestagskandidaten des Wahlkreises Potsdam um 
Stellungnahme gebeten. Dieses Stellungnahmen wurden den Stadtverordneten zugeleitet. 
 
Ich frage den Oberbürgermeister: 
 

1. Welche Möglichkeiten sieht er, ausgehend vom Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung das Anliegen zur Einführung eines Grundrechts auf 
Wohnen voranzutreiben? 

 
Grundsätzlich kann das Grundrecht auf Wohnen über die regelhafte Mitwirkung in den Gremien 
in den kommunalen Spitzenverbänden thematisiert werden. Die Möglichkeiten, auf die 
Zielstellungen des Antrags hinzuwirken, sind über die im Beschluss bereits formulierten 
Aufträge hinaus nur sehr eingeschränkt. Insbesondere stehen keine Ressourcen zur Verfügung, 
um hier in größerem Umfang koordinierend tätig zu werden. Darauf wurde in der fachlichen 
Stellungnahme auf diesen Beschlussantrag bereits hingewiesen. Um eine breite 
gesellschaftliche Diskussion zum Grundrecht auf Wohnen in Gang zu bringen, reichen zudem 
Initiativen alleine von Seiten der Verwaltung nicht aus. 

 
Sehr große Potenziale, um dieses Thema voranzubringen und vor allem zu einer notwendigen 
fundierten Diskussion beizutragen, liegen aber neben zivilgesellschaftlichen Initiativen 
insbesondere bei den Stadtverordneten selbst, die über die parteibezogene Vernetzungsarbeit 
mit Landtag und Bundestag Einfluss auf die gesetz- und verfassungsgebenden Instanzen 
ausüben können. Das gilt insbesondere für Parteien, die zur Regierungskoalition gehören. 
Anknüpfungspunkt kann hier der Koalitionsvertrag sein, in dem „Wohnen als ein 
Grundbedürfnis“ formuliert wird. 



 

 

 
 

2. Was hat er bisher unternommen, um die Einführung des Grundrechts auf im Rahmen des 
Städte-und Gemeindebundes Brandenburg zu vertreten? 

 
Die Bedeutung dieses Anliegens wurde in der Präsidiumssitzung des Städte- und 
Gemeindebundes Brandenburg am 7. Juni 2021 vorgetragen. 

 
3. Welche Ergebnisse gibt es dazu bisher im Städte-und Gemeindebund? 

 
Die Verfassung des Landes Brandenburg enthält mit Artikel 47 bereits ein Grundrecht auf 
Wohnen mit folgendem Wortlaut:  

 
„(1) Das Land ist verpflichtet, im Rahmen seiner Kräfte für die Verwirklichung des Rechts auf 
eine angemessene Wohnung zu sorgen, insbesondere durch Förderung von Wohneigentum, 
durch Maßnahmen des sozialen Wohnungsbaus, durch Mieterschutz und Mietzuschüsse.  
 
(2) Die Räumung einer Wohnung darf nur vollzogen werden, wenn Ersatzwohnraum zur 
Verfügung steht. Bei einer Abwägung der Interessen ist die Bedeutung der Wohnung für die 
Führung eines menschenwürdigen Lebens besonders zu berücksichtigen.“ 

 
Aus diesem Grund und weil das Grundgesetz den maßgeblichen, übergeordneten 
Rechtsrahmen darstellt, wurde auf dieser Ebene zunächst kein weiterer Handlungsbedarf 
gesehen.  

 
4. Was hat er bisher unternommen, um die Einführung eines Grundrechts auf Wohnen zum 

Gegenstand der Arbeit des Deutschen Städtetages zu machen? 
 

Vorgesehen war, das Thema im Rahmen einer Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetages 
am 28. September 2021 zu behandeln. In der Sitzungsvorbereitung stellte sich aber heraus, 
dass es wegen der Grundsätzlichkeit und Komplexität des Themas Vertiefungsbedarf gibt. Dies 
sollte zunächst gemeinsam mit dem fachlich zuständigen Dezernat Stadtentwicklung, Bauen, 
Wohnen und Verkehr in der Hauptgeschäftsstelle des Deutschen Städtetags erfolgen.  

 
Das Dezernat hat hierzu auf Anregung der Landeshauptstadt Potsdam am 21. September 2021 
einen Fachaustausch mit Vertreterinnen und Vertretern verschiedener Mitgliedsstädte in der 
Fachkommission Wohnungswesen des Städtetags unter Beteiligung des Fachbereichs 
Wohnen, Arbeit und Integration organisiert. Hier wurden der Status Quo und verschiedene, 
auch durch unterschiedliche fachliche Zugänge getragene Positionen zu solch einem 
Grundecht zusammengeführt.  

 
5. Welche Ergebnisse gibt es dazu bisher im Deutschen Städtetag? 

 
Folgende, auch durch unterschiedliche fachliche Zugänge getragene Schlussfolgerungen 
konnten im Rahmen des Austausches gezogen werden: 

 

 Das Grundgesetz definiert mit den Artikeln 1 (Menschenwürde), 3 (Antidiskriminierung), 13 
(Unverletzlichkeit der Wohnung), 14 (Schutz des Eigentums und Erbes) und 20 
(Sozialstaatsprinzip, hier insb. die Sicherung Existenzminimum) Grundrechte, die weite 
Teile eines möglichen Grundrechts auf Wohnen bereits beinhalten. Sie enthalten zwar bis 
auf Artikel 13 keinen ausdrücklichen Bezug zum Wohnen. Sehr ausdifferenziert und 
subjektiv einklagbar finden sich aber daraus abgeleitete Rechte im Sozialrecht, Mietrecht, 
Ordnungsrecht, Recht des Wohnungswesens auf Landesebene (z.B. Wohnungsaufsicht) 
etc. Dort wiederum, wo ein „Recht auf Wohnen“ formuliert ist wie in einigen 
Landesverfassungen, hat dies nach allgemeiner Erfahrung kaum rechtspraktische 
Bedeutung.  
 



 

 

 

 Es wurde deutlich, dass bereits angesichts der in diesem Fachaustausch nur angerissenen, 
z.B. auch rechtssystematischen Aspekte vielfältige und auch grundlegenden Einwände und 
Bedenken gegen die Aufnahme eines entsprechend formulierten Grundrechts auf Wohnen 
in den Grundrechtekatalog des Grundgesetzes bestehen.  

 Die Folgen und Wirkungen eines solchen Grundrechts gehören insofern auch und vorrangig 
in einem größeren Rahmen als auf Ebene der Kommunen und ihrer Spitzenverbände 
grundlegend durchdacht und öffentlich diskutiert. 

 
 
 
 
Zuständigkeit: GB Ordnung, Sicherheit, Soziales und Gesundheit 
 
 

 
 
 


